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Stellungnahme der Bundesärztekammer 

Die Bundesärztekammer wurde mit Schreiben vom 28.09.2015 zur Stellungnahme ge­
mäß § 91 Absatz 5 SGB V zu der vorgesehenen Änderung der Richtlinie des Gemein­
samen Bundesausschusses über die Verordnung von häuslicher Krankenpflege (Häusli­
che Krankenpflege-Richtlinie) im Rahmen des Entlassmanagements aufgefordert. 

In den tragenden Gründen zum Beschlussentwurf wird auf das Gesetz zur Stärkung der 
Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-VSG) vom 16.07.2015 ver­
wiesen. Danach wurde § 39 SGB V um einen neuen Absatz 1 a ergänzt, welcher unter 
anderem die Möglichkeit der Verordnung von häuslicher Krankenpflege durch die Kran­
kenhäuser im Rahmen des Entlassmanagements vorsieht. Nach § 39 Absatz 1 a Satz 8 
bestimmt der Gemeinsame Bundesausschuss in den Richtlinien nach 
§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 SGB V die weitere Ausgestaltung des Verordnungs­
rechts durch Krankenhäuser im Rahmen des Entlassmanagements. Die Regelungen des 
§ 39 Absatz 1 a SGB V gelten entsprechend für Einrichtungen nach § 40 Absatz 2 SGB V 
und§ 41 SGB V. 

Mit der Neufassung des § 7 Absatz 5 HKP-Richtlinie, der bereits bisher schon die Ver­
ordnung von häuslicher Krankenpflege für die Dauer bis zum Ablauf des fünften auf die 
Entlassung folgenden Arbeitstages durch Krankenhausärzte und eine entsprechende In­
formationsverpflichtung vorsah, soll diese Gesetzesänderung umgesetzt werden. 

Die Bundesärztekammer nimmt zur Richtlinienänderung wie folgt Stellung: 

Hinweisen möchte die Bundesärztekammer erneut darauf, dass sich der Leistungsan­
spruch gemäß § 39 Absatz 1 a SGB V gegen das Krankenhaus und nicht gegen einzelne 
Krankenhausärztinnen und -ärzte richtet. Ausweislich der tragenden Gründe soll mit der 
Formulierung „die Krankenhausärztin oder der Krankenhausarzt" klargestellt werden, 
dass die Verordnung von Heilmitteln im Krankenhaus nur von dieser Berufsgruppe vor­
genommen werden kann. 

In der ebenfalls durch den neuen Absatz 1 a des § 39 SGB V notwendig gewordenen Än­
derung der Arzneimittel-Richtlinie (siehe Schreiben des Gemeinsamen Bundesauschuss 
vom 11.09.2015) wird an vergleichbaren Stellen jedoch das Krankenhaus genannt. Hier 
lauten die Formulierungen im § 8 Absatz 3a Arzneimittel-Richtlinie: „Vor einer Verord­
nung von Arzneimitteln nach § 39 Abs. 1 a SGB V hat das Krankenhaus zu prüfen, ob für 
die Versorgung der oder des Versicherten mit Arzneimitteln unmittelbar nach der Einlas­
sung eine Verordnung erforderlich ist. ( ... ) Das Krankenhaus hat die weiterbehandelnde 
Vertragsärztin oder den weiterbehandelnden Vertragsarzt rechtzeitig im Zusammenhang 
mit der Entlassung der oder des Versicherten aus dem Krankenhaus zu informieren." 

Die Bundesärztekammer empfiehlt hier eine Vereinheitlichung entsprechend der Formu­
lierung in der Arzneimittel-Richtlinie. 

Berlin, 19.10.2015 

i. A. 

JuJ..--
Britta Susen 
Bereichsleiterin im Dezernat 5 -
Versorgung und Kooperation mit Gesundheitsfachberufen 

2 


